
Strafrechts. Grundlage dieser Arbeit sind die Festlegun­
gen der Leiter der zentralen Rechtspflegeorgane über 
die Problemkomplexe, die Gegenstand der Prognose 
der weiteren Entwicklung der Kriminalitätsbekämpfung 
und -Vorbeugung sein müssen, die Anforderungen der 
zentralen Rechtspflegeorgane an die rechtswissenschaft- 
liche Forschung, der Perspektivplan der staats- und 
rechtswissenschaftlichen Forschung, die Justizgesetzge­
bung sowie die bisherigen Arbeitsergebnisse des Präsi­
diums und der Senate des Obersten Gerichts auf pro­
gnostischen! Gebiet. Auf diese Weise sollen im Jahre 
1970 die Vorbereitungen zu einer langfristigen Planung 
geschaffen werden, die mit dem staatlichen Perspektiv­
planzeitraum übereinstimmt.
Wir stellen uns diese langfristige Planung nicht als 
eine Aufzählung von 20 Themen für Plenartagungen 
des Obersten Gerichts vor.' So wichtig der entsprechende 
Vorlauf für diese Tagungen ist —'wir haben ja seit dem 
vergangenen Jahr auf diesem Gebiet Erfahrungen ge­
sammelt —, so denken wir doch zunächst an eine Fest­
legung der Hauptprobleme der Rechtsprechung für 
einen längeren Zeitraum. Im Rahmen dieser Festlegung 
werden wir uns bemühen, auch' für die Plenartagungen 
einen längeren Vorlauf als bisher zu schaffen. Das 
Oberste Gericht wird demnächst die Konzeptionen für 
die Plenartagungen im 2. Halbjahr 1970 bestätigen und 
sie den Bezirks- und Militärobergerichten übermitteln. 
Damit wird der Anschluß an den vorgesehenen lang­
fristigen Plan hergestellt, der etwa im Sommer 1970 
vorliegen soll.
Die Koordinierung der Themen für Plenartagungen hat 
zunehmend Einfluß auf die Leitungstätigkeit der Be­
zirksgerichte gewonnen. Soweit Bezirksgerichte den 
Auftrag erhielten, Beiträge für die Plenartagungen des 
Obersten Gerichts zu leisten, konnten sie diese recht­
zeitig in ihre Arbeitspläne aufnehmen. Aber auch die 
übrigen Bezirksgerichte haben in der Regel die The­
matik für Plenartagungen des Obersten Gerichts — sei 
es im Vorbereitungs- oder im Auswertungsstadium — 
in ihre eigene Planung aufgenommen. Häufig geschah 
das mit einer breiten, bis an die Grenze der Kapazität 
des Bezirksgerichts reichenden Themenstellung. Das 
Präsidium des Obersten Gerichts hat die Inspektions­
gruppe beauftragt, die bevorstehende 25. Plenartagung 
des Obersten Gerichts zu Problemen der Verwirk­
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit durch die Gerichte zusammen mit allen zur 
gleichen Thematik durchgeführten und noch vorgese­
henen Plenartagungen der Bezirksgerichte zu analysie­
ren, um prinzipielle Schlußfolgerungen zu ziehen, wel­
chen Nutzen die Koordinierung der Plenartagungen hat 
und wie sie zur echten Gemeinschaftsarbeit weiterzu­
entwickeln ist. Die Ergebnisse sollen für unsere lang­
fristige Planung nutzbar gemacht werden. Es bedarf 
keiner besonderen Hervorhebung, daß die Bezirksge­
richte verpflichtet sind, in ihren Plenartagungen und 
Arbeitsplänen auch spezielle Probleme des Bezirks zu 
berücksichtigen.
Mit einer die gesamte gerichtliche Tätigkeit umfas­
senden perspektivischen Arbeitsweise und -Planung 
führen wir auch die von allen Fadibereichen zu beant­
wortende Frage nach der Ermittlung und Bestimmung 
des Informationsbedarfs ihrer perspektivischen Lösung 
zu. Damit werden auch die Voraussetzungen für eine 
unseren Erfordernissen entsprechende Informationspla­
nung als Bestandteil der Perspektivplanung geschaffen.

Ergebnisse und Probleme sozialistischer 
Gemeinschaftsarbeit der Gerichte
Die Ergebnisse der Arbeit zeigen, daß die Gerichte aus 
den Dokumenten der Partei- und Staatsführung Schluß­
folgerungen für eine effektivere Gestaltung ihrer Lei­

tungstätigkeit gezogen haben. Leitungskader und Rich­
ter verstehen es immer besser, die Grundsätze der so­
zialistischen Gemeinschaftsarbeit in ihrer Tätigkeit an­
zuwenden. Sie haben erkannt, daß das aufgabenbezo­
gene, komplexe, zeitlich begrenzte Zusammenwirken 
der Gerichte mit anderen Rechtspflegeorganen, örtlichen 
Organen der Staatsmacht und gesellschaftlichen Organi­
sationen nicht mehr die Ausnahme, sondern die Regel 
ist«.
In Vorbereitung auf den 20. Jahrestag der Gründung 
der DDR haben die Mitarbeiter aller Gerichte eine 
breite und vielseitige Aktivität entfaltet, um einen ent­
sprechenden Beitrag zur Gestaltung des entwickelten 
gesellschaftlichen Systems des Sozialismus zu leisten. 
Die vielfältig von den Bezirks- und Kreisgerichten an­
gewendeten Formen und Methoden bei der Entwick­
lung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit können 
hier nicht analysiert werden?. Ich beschränke mich viel­
mehr auf die wichtigsten Arbeitsergebnisse der Gerichte 
bei der Verbesserung ihrer Leitungstätigkeit und bei 
der komplexen Bekämpfung der Kriminalität als Re­
sultat der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit.

Ausarbeitung von Leitungs- und Informationsmodellen
Die meisten Bezirksgerichte haben damit begonnen, das 
System der Leitung sowohl innerhalb der Gerichte als 
auch zu den anderen Rechtspflegeorganen, den örtlichen 
Organen der Staatsmacht,' den gesellschaftlichen Orga­
nisationen und Betrieben schrittweise neu zu gestalten, 
um einen effektiveren Beitrag zur Bekämpfung der 
Kriminalität und anderer Rechtsverletzungen zu lei­
sten. Allerdings sind die bisherigen Ergebnisse noch 
recht unterschiedlich. Einige Bezirksgerichte haben zu­
treffend den Stand der Arbeit der einzelnen Leitungs­
organe eingeschätzt, daraufhin deren Aufgaben inhalt­
lich konkretisiert und versucht, die Verantwortungs­
bereiche klar abzugrenzen. Dadurch wurde insbesondere 
den Senaten der Bezirksgerichte und den Direktoren 
der Kreisgerichte die ihnen obliegende Verantwortung 
bewußt gemacht und die Grundlage dafür geschaffen, 
daß sie ihre Verantwortung bei der Leitung der Recht­
sprechung noch besser und konsequenter wahrnehmen. 
Gegenwärtig arbeitet das Stadtgericht von Groß-Berlin 
an dem Vorhaben, ein Modell der Leitung, Information 
und Organisation zu schaffen. Dabei geht das Stadtge­
richt richtig davon aus, daß der weitere Ausbau der 
gesellschaftsgestaltenden Funktionen der Rechtspflege 
und ihre bewußte inhaltliche Einordnung in die gesamt­
staatliche Leitung keinesfalls nur eine Frage der- Orga­
nisation sowie der Entwicklung neuer Formen und Me­
thoden ist, sondern daß es sich dabei in erster Linie 
um die Klärung entscheidender politisch-ideologischer 
Probleme handelt. Den Schlußfolgerungen der Bezirks­
gerichte aus der 9. Plenartagung des Zentralkomitees 
der SED haben wir entnommen, daß sich auch andere 
Bezirksgerichte mit ähnlichen Aufgaben befassen. Wir 
messen dem in Arbeit befindlichen Modell des Stadt­
gerichts große Bedeutung bei, weil es als Teil des Ge­
samtmodells der staatlichen Führung unserer Haupt­
stadt bereits von seiner Entstehung an Systemcharakter 
trägt. Diese Bedingungen bieten außerdem gute Vor­
aussetzungen, mit dem Modell des Stadtgerichts ein für 
alle Bezirksgerichte im Prinzip anwendbares Modell der 
Leitung, Information und Organisation zu schaffen. Das 
Oberste Gericht wird daher mit den Mitarbeitern des 
Stadtgerichts eng Zusammenarbeiten und sie verstärkt 
bei ihren Arbeiten am Modell unterstützen. Es ist 
selbstverständlich, daß im Interesse einer effektiven
« Vgl. W. Ulbricht. Die Konstituierung der staatlichen Organe 
und Probleme ihrer wissenschaftlichen Arbeitsweise, Referat 
auf der 2. Plenartagung des Zentralkomitees der SED, Berlin 
1967, S. 24.
7 Vgl. hierzu den Beitrag von Grieger NJ 1969, Heft 20. und die 
dort angegebene Literatur.
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